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men sowie die Aufwendungen für die ständigen Haushalts­
ausgaben, ihre Unterhaltsleistung für das Kind und die 
berufsbedingten Ausgaben. Diese Summe insgesamt benö­
tigt die Frau zur Aufrechterhaltung der bisherigen mate­
riellen Lebensbedingungen. Nach Wegfall des Einkommens 
vom tödlich verunglückten Ehemann hat sie aber nur ihren 
Verdienst und die Leistungen der Sozialversicherung 
(Ubergangsrente bzw. Witwenrente) zur Verfügung. Die 
dadurch nicht abgedeckte Differenz zur benötigten Summe 
ist Grundlage für die Höhe des Unterhaltsschadenersatzes.

Der Anspruch des Kindes wird bestimmt durch den Un­
terhalt, den der verstorbene Vater nach den Richtsätzen 
der Richtlinie Nr. 18 des Obersten Gerichts zu zahlen 
hätte, wobei die von der Sozialversicherung gezahlte Un­
fall-Halbwaisenrente angerechnet wird.

Der Anspruch der Frau kann sich erhöhen, wenn nach 
zwei Jahren die Ubergangsrente (§ 20 RentenVO) wegfällt 
und die Voraussetzungen für die Zahlung der vollen Un­
fall-Witwenrente nach § 29 RentenVO noch nicht vorliegen. 
Die Zahlungsdauer der Unfall-Halbwaisenrente (§ 30 Ren­
tenVO) für das Kind richtet sich nach § 18 Abs. 3 Ren­
tenVO (vgl. dazu auch I. T a u c h n i t z in NJ 1970, Heft 24, 
S. 728 ff. und Fragen und Antworten in NJ 1975, Heft 12 
S. 368 ff.).

Dr. G. Ki.

Kann ein Lehrling materiell zur Verantwortung gezogen 
werden, wenn er im Lehrlingswohnheim einen Schaden 
verursacht hat?

Ist im Lehrvertrag, vereinbart, daß der Lehrling im Lehr­
lingswohnheim untergebracht und dort betreut wird, muß 
er die Heimordnung einhalten. Den Anweisungeh der 
Heimerzieher ist Folge zu leisten (Heimordnung für Lehr­
lingswohnheime vom 29. November 1971 [GBl. II Nr. 69 
S. 705]).

Die Einrichtungen des Wohnheims sind pfleglich zu be­
handeln. Sie sind vor Beschädigung und Verlust zu schüt­
zen. Wer sich nicht daran hält, kann nach § 9 der Heim­
ordnung disziplinarisch zur Verantwortung gezogen und 
ggf. aus dem Heim ausgewiesen werden.

Ein Lehrling, der z. B. ein Handwaschbecken oder einen 
Schrank beschädigt, muß den Schaden bezahlen. Da jedoch 
keine arbeitsrechtlichen, sondern zivilrechtliche Pflichten 
verletzt wurden, ist für die Berechnung des Schadenersat­
zes nicht das AGB, sondern das ZGB anzuwenden. Gemäß 
§ 2 Abs. 4 der AO über das Lehrverhältnis vom 15. Dezem­
ber 1977 (GBl. I 1978 Nr. 2 S. 42) bestimmt sich die Ver­
antwortlichkeit für Schäden, die im Lehrlingswohnheim 
außerhalb der berufspraktischen oder theoretischen 
Ausbildung durch den Lehrling verursacht oder zugefügt 
werden, nach den Regelungen des Zivilrechts.

Nach § 336 ZGB ist vom Lehrling also der gesamte ma­
terielle Nachteil zu ersetzen. Eine Begrenzung auf das 
monatliche Lehrlingsentgelt findet nicht statt.

Dr. G. Ki.

Hat ein Werktätiger, der mit seinem eigenen Pkw eine 
genehmigte Dienstreise unternimmt, auch dann einen Scha­
denersatzanspruch nach § 271 Abs. 2 AGB, wenn der Scha­
den am Pkw infolge von Verschleißerscheinungen und ähn­
lichen Fahrzeugmängeln auftritt?

In diesem Falle entsteht kein Anspruch nach § 271 Abs. 2 
AGB.

Bei genehmigten Dienstreisen mit eigenem Kraftfahr­
zeug werden dem Werktätigen die notwendigen Kosten er­
setzt. Einzelheiten sind in § 14 der AO Nr. 1 über Reise­
kostenvergütung vom 20. März 1956 (GBl. I Nr. 35 S. 299) 
und den dazu erlassenen weiteren Anordnungen geregelt.

Danach sind alle Betriebskosten des Fahrzeugs mit der 
Erstattung der Kosten je gefahrenem Kilometer (sog. pau­
schales Kilometergeld) abgegolten. Zu den Betriebskosten

gehören auch Kosten für Instandhaltung, Wartung, Klein­
reparaturen und sonstige Kosten. Tritt z. B. als Folge un­
terlassener Instandhaltung oder Wartung bzw. bisher 
nicht erkannter Verschleißerscheinungen oder Material­
fehler bei der Nutzung des Fahrzeugs anläßlich der Dienst­
reise ein Schaden auf (z. B. Bruch der Kurbelwelle), dann 
handelt es sich nicht um einen Schaden i. S. des § 271 Abs. 2 
AGB. Ein solcher Schaden liegt nur dann vor, wenn das 
Fahrzeug bei der Dienstreise b e s c h ä d i g t  oder z e r ­
s t ö r t  wird.

Unter Berücksichtigung der pauschalen Kostenabdek- 
kung durch das Kilometergeld ist § 271 Abs. 2 AGB dahin­
gehend anzuwenden, daß ein Schaden nur dann vom Be­
trieb zu ersetzen ist, wenn das Fahrzeug durch äußere 
Einwirkung — einschließlich des Fahrverhaltens des Werk­
tätigen — beschädigt oder zerstört wird.

Andere Schäden (Defekte), die aus der Beschaffenheit 
des Fahrzeugs herrühren (Verschleiß, Materialfehler und 
ähnliche Mängel), sind nicht durch die Dienstreise verur­
sacht. Ein derartiger Schaden ist nur zufällig anläßlich der 
Dienstreise aufgetreten; seine Ursache war schon früher 
vorhanden. Der Werktätige kann die dafür anfallenden 
Kosten nicht als Schadenersatzleistung vom Betrieb for­
dern. Übrigens werden auch nach den Bedingungen für 
die Kasko-Versicherung Brems-, Betriebs- und reine 
Bruchschäden nicht ersetzt.

Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß auch bei 
einem Arbeitsunfall, den der Werktätige bei der dienst­
lichen Benutzung seines Kraftfahrzeugs erleidet, der An­
spruch auf Ersatz des Sachschadens am Fahrzeug seine 
rechtliche Grundlage ausschließlich in § 271 Abs. 1 AGB 
als der spezielleren Vorschrift gegenüber § 268 Abs. 1 
Buchst, c AGB hat.

Dr. G. Ki.

Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, um den An­
spruch auf Zusatzurlaub für Schichtarbeit zu begründen?

§ 5 UrlaubsVO enthält differenzierte Festlegungen hinsicht­
lich der Höhe des Zusatzurlaubs für Schichtarbeiter. Sie 
entsprechen den unterschiedlichen Erfordernissen an die 
Reproduktion der Arbeitskraft, die sich aus der Arbeit in 
den einzelnen Mehrschichtsystemen ergeben.

Die in § 5 genannten typischen Schichtsysteme sind 
durch folgende Merkmale gekennzeichnet:

Arbeit im unterbrochenen Zweischichtsystem liegt vor, 
wenn 16,8 Arbeitsstunden eines Tages in zwei Schichten 
aufgeteilt werden (2 X 8,4 Arbeitsstunden) und die Werk­
tätigen ständig regelmäßig von Montag bis Freitag Arbeit 
in der Früh- und Spätschicht bzw. Nachtschicht leisten. 
Diesen Werktätigen wird ein Zusatzurlaub von 3 Arbeits­
tagen gewährt.

Arbeit im unterbrochenen Dreischichtsystem liegt vor, 
wenn die 24 Stunden eines Tages in drei Schichten aufge­
teilt werden und die Werktätigen ständig regelmäßig im 
gleichen Wechsel von Montag bis Freitag Arbeit in der 
Früh-, Spät- und Nachtschicht leisten. In vier Wochen sind 
mindestens fünf volle Nachtschichten zu leisten. Werk­
tätige, die in diesem Schichtsystem arbeiten, haben An­
spruch auf Zusatzurlaub von 5 Arbeitstagen.

Arbeit im durchgehenden Zwei- oder Dreischichtsystem 
liegt vor, wenn im Rhythmus des jeweiligen Schichtsy­
stems auch an Sonnabenden, Sonn- und Feiertagen gear­
beitet wird und die Werktätigen innerhalb von vier Wo­
chen an mindestens zwei Sonnabenden und Sonntagen 
arbeiten. Werktätigen in diesen Schichtsystemen steht 
Zusatzurlaub von 4 bzw. 6 Arbeitstagen zu.

Die genauen Definitionen für das Zwei- bzw. Drei- 
schichtsystem sind in den jeweiligen Rahmenkollektivver­
trägen der betreffenden Zweige bzw. Bereiche der Volks­
wirtschaft enthalten (vgl. auch H. R ü h 1 in NJ 1978, 
Heft 11, S. 482).

E. S.


